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Dieser Beitrag diskutiert verschiedene Theorien und Mödelle, die sich 
mit der Entstehung von Strafgesetzen unter rechtssöziplogischem 
bzw. kriminalsoziologischem Aspekt beschäftigen. Im Mittelpunkt 
steht der Übergang von einem Konsensmodell gesellschaftlicher Ver­
hältnisse zu einem Konfliktmodell, das Normentstehung als Macht­
kampf zwischen verschiedenen Gruppen begreift. Das Konfliktmo­
dell wird als nur bedingt geeignet betrachtet. Als ergänzendes und 
zugleich relativierendes Erklärungsmodell wird ihm an die Seite ge­
stellt das Modell der Produktion von Strafrechtsnormen als Form 
staatlicher Machtausübung.

1. Forschungslage

Wenngleich die bisherigen Forschungen zur Genese von 
Strafrechtsnormen inhaltlich teilweise erheblich streuen, 
so teilen sie doch einige Voraussetzungen, die auch in den 
folgenden Ausführungen zunächst übernommen werden. 
Sie gehen von einem bestimmten Gesellschaftsmodell aus, 
betrachten den Gesetzesentstehungsprozeß nicht isoliert, 
sondern im Zusammenhang mit der Gesetzesdurchsetzung 
und den strafrechtlichen Verfahrensnormen, und sie stützen 
sich in ihren verallgemeinernden Folgerungen auf dieselben 
(wenigen) empirischen Untersuchungen, die bisher durch­
geführt wurden.

Die gemeinsame gesellschaftstheoretische Perspektive der 
an Normentstehungsprozessen Interessierten ist insofern be­
sonders wichtig, als sie den eigentlichen Ausgangspunkt 
dieses neuen Zweiges der Kriminalsoziologie bildet, der sich 
aus dem labeling approach^ entwickelte. Der labeling 
approach hatte die Aufmerksamkeit von dem Kriminellen 
und seinen Verhaltensweisen weg auf die Interaktionsmu­
ster zwischen den Organen des Justizapparates (Polizei, 
Staatsanwaltschaft, Gerichte, Strafvollzug) und devianten 
Bevölkerungsgruppen gelenkt, ohne allerdings den Strafge­
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setzen selbst zunächst besondere Beachtung zu schenken. 
Erst als sich zeigte, daß die unterschiedliche Verteilung 
der Kriminalität auf die verschiedenen sozialen Schichten 
nicht allein aus den Vorurteilen und der diskriminieren­
den Praxis der Rechtsanwender zu Lasten der unteren 
Schichten zu erklären war, rückten die hinter den einzel­
nen Durchsetzungsmaßnahmen stehenden allgemeinen Ent­
scheidungsprogramme, die Strafgesetze und Strafverfah­
rensnormen, mehr ins Blickfeld der Kriminologen. Die nun­
mehr einsetzende kritische Revision der Funktionen staat­
licher Strafnormen führte fast zwangsläufig dazu, daß auch 
die allgemeinen Vorstellungen über Aufbau und Kohäsion 
gesellschaftlicher und politischer Systeme neu durchdacht 
wurden. Der Paradigmawechsel, der dabei vollzogen wurde, 
kann stichwortartig als Übergang von einem Konsensmo­
dell gesellschaftlicher Verhältnisse zu einem Konfliktmo- 
dell bezeichnet werden.$

Das Konsensmodell besagt im wesentlichen, daß im Strafrecht wie 
auch in den übrigen rechtlichen und politischen Institutionen die 
Überzeugungen der überwiegenden Mehrheit eines Gemeinwesens 
ihren Niederschlag finden. Das Strafrecht enthält nach dieser Version 
jene Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens, die von der All­
gemeinheit als so wichtig erachtet werden, daß sie schriftlich fixiert 
und mit einer Strafdrohung ausgestattet werden, deren Realisierung 
im Falle der Normverletzung ein eigens dafür geschaffener Vollzugs­
stab garantiert. Die Anhänger der Konflikttheorie bezweifeln dage­
gen, daß es allgemein akzeptierte Normen gibt, als deren geronne­
nen Ausdruck man die Strafgesetze begreifen kann.^ Für sie beruht 
Gesellschaft nicht auf einem Wertekonsens, sondern bildet sich durch 
die ständige Auseinandersetzung verschiedener sozialer Kräfte und 
Gruppen um die verfügbaren knappen Ressourcen. Ist es einer dieser 
Gruppen gelungen, sich auf Kosten ihrer Konkurrenten ein Mehr an 
materiellen Gütern, gesellschaftlichem Ansehen und an Macht zu 
verschaffen, so baut sie ihren Vorteil zielstrebig weiter aus und ver­
sucht, ihn gegen die Erbitterung und den Neid der ins Hintertreffen 
Geratenen mit allen Mitteln abzuschirmen. Dabei kommt der Be­
setzung und Indienstnahme des Staatsapparates eine entscheidende 
Bedeutung zu. Denn diese impliziert zum einen die Kompetenz, all­
gemeinverbindliche Normen zu erlassen, und sie gibt den Herrschen­
den zum anderen ein Sanktionspotential in die Hand, mit dessen 
Hilfe sie die Einhaltung der Normen überwachen und erzwingen 
können. Mit anderen Worten: Strafgesetze stellen aus dieser Perspek­
tive Machtinstrumente dar. Sie sind, wie W. J. Chambliss es aus­
drückt, politische Waffen, die von der regierenden Minderheit dazu 
benützt werden, um die von den Vorteilen der Macht ausgeschlosse­
nen Gruppen in Schach zu halten und ihren Widerstand, soweit nö­
tig, gewaltsam zu brechen.

Wir können uns an dieser Stelle auf keine differenziertere 
theoretische Herleitung und Explikation des Konfliktan­
satzes einlassen, sondern werden ihn in der hier beschrie­
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benen relativ offenen Form als Ausgangskonzept für die 
weiteren Überlegungen benützen. Allerdings bedarf es, um 
mit ihm arbeiten zu können, einiger methodischer Zusatz­
bemerkungen. Zunächst erscheint es wichtig, den Begriff 
Konflikt jenen Interessengegensätzen vorzubehalten, die 
nicht nur objektiv konstatierbar sind, sondern von den Par­
teien auch als solche wahrgenommen werden und ihr Han­
deln bestimmen. Insoweit wäre die Forderung von F. u. 
W. Stallberg zu übernehmen, eine Situation nur dann als so­
zialen Konflikt gelten zu lassen, wenn sich die in ihr be­
findlichen Individuen und/oder Gruppen als Gegner und 
ihre Ziele als miteinander kollidierend interpretieren.® 
Nehmen wir beispielsweise an, eine Interessengruppe drücke 
ein Strafgesetz durch, das sich eindeutig zum Nachteil ei­
ner anderen Bevölkerungsgruppe auswirkt, ohne daß diese 
jedoch von der neuen Norm Notiz nimmt oder Anstalten 
macht, dagegen zu opponieren. Dann wird man das betref­
fende Gesetzgebungsverfahren schwerlich als einen Anwen- 
dungsfali für das Konfliktmodell bezeichnen können. Ge­
wisse Schwierigkeiten mit dem Modell ergeben sich auch, 
wenn es heißt, der Einfluß einer Gruppe auf das Zustande­
kommen eines Gesetzes sei zwar nicht direkt nachweisbar, 
er wirke sich aber indirekt aus, etwa über das allgemeine 
Meinungsklima oder durch die gelegentlichen Äußerungen 
einzelner Beteiligter. Sicher gibt es diese Form der Einfluß­
nahme über geheime Kanäle oder nicht kontrollierbare, per­
sönliche Beziehungen; sie mag sogar sehr verbreitet sein.
Es ist jedoch problematisch, wenn ein in nichtfeststellbarer 
Weise auf die Gesetzesentstehung einwirkender Akteur als 
Konfliktpartei angesprochen wird. Gleichfalls bedenklich 
ist es, wenn ausgerechnet die Zugeständnisse, die ein Kon­
trahent im Rahmen eines Gesetzgebungsverfahrens macht, 
als Zeichen seiner Überlegenheit interpretiert werden.?

Gewiß müssen die Interessen einer wirtschaftlich oder politisch do­
minanten Gruppe nicht allein deshalb empfindlich beeinträchtigt 
sein, weil sie sich einer begrenzten gesetzlichen Kontrolle unterwirft. 
Wenn man jedoch sowohl die von einer Gruppe eingeräumten Kon­
zessionen als auch die von ihr errungenen Vorteile jeweils als Beweis 
ihrer außergewöhnlichen Durchsetzungsfähigkeit anführen kann, dann 
leidet der Aussagewert, der der Analyse der Kräftekonstellation bei 
der Entstehung von Strafnormen als Abbild allgemeiner gesellschaft­
lich-politischer Machtverhältnisse zukommt, erheblich.

Neben der Sicht der Normentstehung als Machtkampf zwi­
schen verschiedenen Gruppen sind sich die meisten Auto­
ren noch in einigen weiteren theoretischen Vorentscheidun­
gen einig. So stellen E. Blankenburg und H. Treiber heraus, 
daß der Prozeß der Gesetzesentstehung nicht isoliert von 
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der Frage der Gesetzesdurchführung betrachtet werden dür­
fe. 8 Es wäre nach ihrer Meinung verfehlt, das verfassungs­
rechtliche Postulat ernstzunehmen, die Legislative sei als 
Volksvertretung für die Verabschiedung der Gesetze zustän­
dig, die Exekutive dagegen nur für ihre Durchführung. Viel­
mehr lautet ihre These, die Bedingungen der Durchführung 
von Gesetzen gingen bereits konstitutiv — als vorprogram­
mierte Ermessensentscheidung oder durch Berücksichtigung 
des „Machbaren“ — in die Gesetzesentstehung ein. Diese 
Verklammerung von Normsetzung und Normdurchsetzung 
ist nach ihrer Auffassung bei allen Gesetzen feststellbar. 
Im Falle der Strafgesetzgebung sei sie aber besonders eng. 
Wir werden auf diesen Mechanismus und seine Folgen 
noch in einem späteren Abschnitt zurückkommen. So we­
nig sinnvoll es ist, Normsetzung und Normverwirklichung 
analytisch allzu scharf voneinander zu trennen, so wichtig 
ist es andererseits, das einzelne Strafgesetz stets im Zusam­
menhang mit verwandten Normen des materiellen Rechts 
sowie mit den strafrechtlichen Nebengesetzen und den 
Verfahrensvorschriften zu sehen. Das für den Nichtjuristen 
ziemlich spröde Strafprozeßrecht enthält eine ganze Reihe 
von Bestimmungen, die als Herrschaftsinstrumente von 
ebenso großer Bedeutung sind wie mancher, speziell die 
Unterschicht treffender, Paragraph des materiellen Straf­
rechts. Weiterhin herrscht Einverständnis darüber, daß das 
Etikett „Strafnormgenese“, unter dem die Studien zur 
Machtausübung durch Strafgesetze augenblicklich laufen, 
nicht zu eng verstanden werden darf. Darunter sind auch 
Forschungen zu subsumieren, die sich auf Gesetze beziehen, 
deren Wortlaut zwar nicht geändert wird, denen aber durch 
die Wissenschaft und Gerichte im Laufe der Jahre ein ganz 
neuer Sinn unterschoben wird; desgleichen Fälle der „Ver­
hinderung von Entkriminalisierung“, bei denen es einer klei­
nen Zahl von Strafbefürwortern gelingt, Strafandrohungen 
für Verhaltensweisen aufrechtzuerhalten, die nach allgemei­
ner Moralauffassung aus dem Strafrecht herausgenommen 
werden sollten.$

Es geht bei diesem neu sich herausbildenden Schwerpunkt 
der Kriminalsoziologie also nicht nur um die Untersuchung 
der Genese einzelner Strafgesetze, sondern um die generel­
lere Frage, welche Gruppen und Organisationen das Straf­
recht als Gesamtkomplex von materiellen und prozessualen, 
überkommenen und neu geschaffenen Normen steuern und 
unter Kontrolle haben und mittels dieses Machtinstrumen­
tes auf die Verteilung von positiven und negativen Status­
chancen Einfluß nehmen.
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Gemeinsam ist schließlich allen mit dieser Thematik Befaß­
ten die empirische Argumentationsbasis, auf die sie ihre 
Behauptungen stützen. Es sind dies rund 20 Studien, die 
immer wieder zitiert werden und auf die auch bei den fol­
genden Überlegungen im wesentlichen Bezug genommen 
wird. Dabei handelt es sich um thematisch und methodisch 
zum Teil recht unterschiedliche Forschungen, die keines­
wegs die breite Skala der heute in den westlichen Ländern 
unter Strafe gestellten Verhaltensweisen auch nur einiger­
maßen abzudecken vermögen.

Beispielsweise liegen keine Normgeneseuntersuchungen zu Tötungs­
delikten, Straftaten gegen die persönliche Freiheit oder Staatsschutz­
delikten vor. Dafür beschäftigen sich nicht weniger als vier der ge- 
nannten Studien mit Normen zum Rauschgift- und Drogenkonsum,1 
und drei weitere mit ebenfalls moralisch brisanten, aber strafrecht­
lich eher peripheren Tatbeständen wie Pornographie, Alkoholkon­
sum und Prostitution.il Zur Pönalisierung des Diebstahls und der 
Landstreicherei, typischer Unterschichtsdelikte, gibt es verständli­
cherweise vor allem historische Untersuchungen, z andererseits wur­
de aber auch bereits die Entstehungsgeschichte relativ junger, vor­
wiegend gegen Unternehmerinteressen gerichteter Tatbestände wie 
Arbeitsschutzbestimmungen und Gesetze zum Schutze der Umwelt 
unter die Lupe genommen. 1$ Die meisten Studien stammen aus 
den USA oder England, was wegen der andersartigen Gesellschafts­
strukturen und Rechtskultur ernsthafte Probleme hinsichtlich der 
Übertragbarkeit der Ergebnisse auf die Bundesrepublik aufwirft. Hier 
wurde noch keine größere Untersuchung zur Strafnormgenese abge­
schlossen, einige empirische Projekte scheinen aber in Vorbereitung 
zu sein. Aus Österreich liegen mehrere Analysen vor, 14 desgleichen 
aus Skandinavien. 1

2. Wer gegen wen?

Sieht man sich die zwei Dutzend empirischer Studien zu 
unserem Thema genauer an, so stellt man schnell fest, daß 
sich die meisten von ihnen nur sehr bedingt unter das 
Konfliktmodell einordnen lassen: Zum ersten, weil die 
Adressaten der Strafnormen, jene Gruppen also, die im 
Sinne des Konfliktansatzes durch das Machtinstrument 
Strafrecht unschädlich gemacht werden sollen, nur in den 
seltensten Fällen imstande sind, sich gegen die drohende 
Pönalisierung zur Wehr zu setzen. Zweitens sieht es aber 
nach der spärlichen empirischen Evidenz, über die wir ver­
fügen, auch keineswegs so aus, als zähle die Strafgesetzge­
bung in den fortgeschrittenen Industriegesellschaften zu 
den zentralen Herrschaftswerkzeugen der wirtschaftlich und 
politisch Mächtigen. Die Beispiele, daß gesellschaftliche 
Führungsschichten ihre Vormachtstellung durch den Erlaß 
von Strafrechtsnormen festigen, stammen alle aus früheren 
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Jahrhunderten oder aus den erst in den Industrialisierungs­
prozeß eingetretenen Ländern der Dritten Welt. In den 
fortgeschrittenen westlichen Industriegesellschaften scheint 
die Vorbereitung und Ausgestaltung von Strafrechtsnormen 
dagegen in erster Linie das Geschäft von Gruppen zu sein, 
die man der oberen Mittelschicht zurechnen kann: von 
höheren Beamten, Angehörigen der freien Berufe wie Me­
dizinern und Juristen, von Wissenschaftlern. Kommt es 
bei der Genese von Strafrechtsnormen zu Auseinanderset­
zungen, so werden sie — das wäre die dritte Behauptung — 
vorwiegend innerhalb und zwischen diesen Gruppen aus­
getragen. Greifen wir die drei Punkte noch einmal der 
Reihe nach auf.

Daß die durch ein neues Strafgesetz potentiell Betroffenen 
und Geschädigten in der Regel keinen Widerspruch anmel­
den, ist keine originelle Erkenntnis, sondern mittlerweile 
allgemeine Ansicht. Schon 1974 schrieben H. Leirer u.a.: 
„Wir haben es in der Strafrechtspolitik nämlich mit einem 
klassischen Beispiel von Organisations- und Konfliktunfä­
higkeit der Betroffenen zu tun . . .“, eine Aussage, die 
von H. Steinert und H. Treiber in ihrem in diesem Jahr er­
schienenen Beitrag zu der Thematik bekräftigt und aus­
führlicher erläutert wurde. Was die Offe’schen Kriterien 
im Falle der Strafgesetzgebung konkret besagen, wird deut­
lich, wenn wir einige der Zielgruppen nennen, gegen die 
sich in den analysierten Beispielen die Strafdrohung rich­
tet: Prostituierte, Marihuanaraucher, Rauschgiftsüchtige, 
Jugendliche, Gastarbeiter, sexuelle Psychopathen, Landstrei­
cher, Besitzlose und Arbeitslose. Es handelt sich, wie die­
ser Aufzählung zu entnehmen ist, großenteils um leistungs­
schwache, in der gesellschaftlichen Schichtungspyramide 
weit unten plazierte Bevölkerungssektoren, denen dement­
sprechend jegliche gesellschaftliche und politische Verhand­
lungsmacht fehlt. Es bedarf nicht erst eines Strafgesetzes, 
um sie zu entmachten, da sie von vornherein eine gesell­
schaftliche Randseiterposition einnehmen. Ihre Wehrlosig­
keit ist so offenkundig, daß oft „Advokaten“ aus anderen 
sozialen Schichten auf den Plan treten, um ihre Belange 
gegenüber den politischen Entscheidungsinstanzen wahrzu­
nehmen und dafür eine breitere Öffentlichkeit zu interes­
sieren. Das Handeln dieser Advokaten, die sich zumeist 
aus unmittelbar oder mittelbar mit den betreffenden Mar­
ginalgruppen befaßten Berufen rekrutieren, leitet sich aller­
dings nicht nur aus uneigennützigen Motiven her. Denn ihre 
Fürsprecher- und Stellvertreterrolle verschafft ihnen Popu­
larität und Beziehungen und kommt möglicherweise lang­
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fristig dem Ansehen und materiellen Fortkommen der gan­
zen Berufsgruppe zugute.

Während die mangelnde Organisations- und Konfliktfähig­
keit der Angehörigen niederer und marginalisierter sozialer 
Schichten nicht überrascht, wäre es interessant zu erfahren, 
wie die Mitglieder anderer, wirtschaftlich und politisch ein­
flußreicherer Schichten angesichts der Drohung einer mög­
lichen Pönalisierung für sie typischer Verhaltensweisen re­
agieren. Leider ist die Literatur in dieser Hinsicht nicht sehr 
aufschlußreich. Die Bestrafung von Unternehmern im Falle 
der Verletzung von Arbeitsschutz- und Umweltschutzge­
setzen, die Bestrafung von Ärzten, die Drogen verschreiben, 
die Bestrafung der Kunden von Prostituierten (nicht nur 
dieser selbst), das sind die wenigen Beispiele für Strafge­
setze gegen die Interessen der Mittel- und Oberschicht, die 
uns zur Verfügung stehen^ (wenn man einmal davon ab­
sieht, daß auch der größte Teil der Konsumenten von Mari­
huana und anderen Rauschgiften aus den wohlhabenderen 
Schichten stammt). Immerhin erscheint es bemerkenswert, 
daß in keiner der einschlägigen Untersuchungen von einem 
offenen Konflikt zwischen diesen durch das Gesetz poten­
tiell inkriminierten Gruppen und den auf seine Verabschie­
dung drängenden Organisationen die Rede ist. Das schließt 
natürlich nicht aus, daß über verborgene Kanäle Druck aus­
geübt wurde, um das Verfahren zu verzögern, mildere Rege­
lungen durchzusetzen oder durch die Aufnahme von Er­
messensklauseln eine flexible Durchführung des Gesetzes zu 
gewährleisten. Dieser Druck verdichtet sich aber in keinem 
Fall zu einer offenen Vetoposition. Sicher ist die vorhan­
dene empirische Basis für Verallgemeinerungen zu schmal. 
Wäre aber nicht eine mögliche Erklärung für die merkwür­
dige politische Impotenz der Betroffenen, daß der eigent­
lichen Programmentwicklung im Politikfeld Strafrecht eine 
Phase antizipatorischer Stigmatisierung und Abwertung der 
künftigen Normadressaten vorangeht, die es den Betroffe­
nen sehr schwer macht, sich offen mit dieser Rolle zu iden­
tifizieren und wirksam gegen das anstehende Gesetz zu 
opponieren?

Diese Frage führt bereits eng an das zweite, eingangs aufge­
worfene Problem heran, inwieweit Strafgesetze brauchbare 
Herrschaftsinstrumente sind, so daß die mächtigen Gruppen 
einer Gesellschaft ein unmittelbares Interesse an ihrer Ausge­
staltung und rigorosen Durchführung haben. In der Literatur 
wird dieses Problem meist auf die Analyse der Rolle der ein­
flußreichen Wirtschaftsverbände und -gruppen hin zugespitzt.
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Einer der Autoren, der besonders nachdrücklich die These vom do­
minierenden Einfluß der Wirtschaft auf die Strafgesetzgebung ver­
tritt, ist W. J. Chambliss. Er schreibt: „Of course not all groups or 
social classes are equally potent and those which control the eco- 
nomic resources of the society will influence the shape of the law 
more profoundly and more permanently than will any other class.“^® 
In der Tat enthält der Handbuchartikel, aus dem dieser Satz stammt, 
einige sehr beeindruckende historische Beispiele, die diese Aussage 
bestätigen. Auch andere Untersuchungen zur Strafrechtsgeschichte 
wie die von D. Blasius über die preußische Strafrechtsreform im Vor­
märz oder D. Hays Ausführungen über die englische Strafjustiz im 
18. Jahrhundert liefern ein beredtes Zeugnis dafür, wie Strafgesetze 
von den führenden wirtschaftlichen und politischen Eliten eines Lan­
des zur Aufrechterhaltung und Legitimierung ihrer Vormachtstellung 
eingesetzt werden können.^

Verallgemeinern lassen sich diese Ergebnisse freilich nicht. 
So wiesen H. Steinert und H. Treiber in einer ausführlichen 
Kritik der bekannten Arbeit von G. Rusche und O. Kirch- 
heimer über den Strafvollzug nach, daß der geschichtliche 
Wandel der Vollzugsformen zwar streckenweise ökonomi­
schen Zwängen folgte oder diesen zumindest nicht wider­
sprach, daß sich das Bestrafungssystem aber auch zeitweise 
von der ökonomischen Basis ablöste und anderen gesell­
schaftlichen Impulsen folgte.21 Dieselben Autoren kommen 
für die moderne Industriegesellschaft zu dem Schluß, daß 
die großen und starken Interessenvertretungen der politi­
schen Szene nur in Ausnahmefällen von der Strafgesetzge­
bung zentral betroffen sind.22 Sie befinden sich damit weit­
gehend mit den Ergebnissen in Einklang, die eine Längs­
schnittuntersuchung des Wandels der Kalifornischen Straf­
gesetze von 1955-1970 erbrachte.23

Die Verfasser dieser Studie konnten keine unmittelbare Einflußnahme 
der wirtschaftlichen Schlüsselgruppen auf laufende Gesetzgebungs­
verfahren feststellen. Ihre Erklärung für diesen Befund lautet, die 
wirtschaftlichen Eliten wendeten nur einen geringen Teil der ihnen 
zur Verfügung stehenden knappen Zeit für Fragen des Strafrechts auf. 
Sie schenkten ihm nur in jenen seltenen Fällen mehr Aufmerksam­
keit, in denen ihre unmittelbaren Interessen durch Gesetzesänderun­
gen berührt seien oder wenn sie aufgrund wachsender Kriminalitäts­
ziffern eine steigende allgemeine Unzufriedenheit und mögliche Ge­
fährdung der politischen Stabilität wahrzunehmen glaubten.

Während das verfügbare Datenmaterial keine Belege für die 
Konfliktbereitschaft der durch eine künftige Strafrechts­
norm in ihrem gesellschaftlichen Status Bedrohten hergibt 
und ihm auch kein konstantes Interesse der wirtschaftlichen 
Führungsschichten an Strafgesetzen entnommen werden 
kann, gibt es doch eine Schicht, nämlich die Mittelschicht, 
die in fast allen auf die neuere Zeit bezogenen Untersuchun­
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gen eine wichtige Rolle spielt.24 Der Begriff ist zugegebe­
nermaßen ziemlich schwammig, deckt aber ziemlich genau 
all jene Gruppen und Organisationen ab, die im Rahmen 
der Entstehung von Strafrechtsnormen besonders aktiv her­
vortreten. Dazu zählen sowohl die sogenannten Moralunter­
nehmer, 25 die durch eine öffentliche Kampagne den straf­
rechtlichen Schutz von ihnen als zentral erachteter Werte 
und sittlicher Verhaltensnormen zu erreichen suchen, als 
auch die Angehörigen der sogenannten freien Berufe wie 
Rechtsanwälte, Ärzte, Psychiater, denen aufgrund ihres 
Expertenwissens eine Vorzugsstellung bei der Beratung von 
Strafrechtsänderungen eingeräumt wird; weiterhin Wissen­
schaftler, Intellektuelle und Schlüsselpersonen aus den Mas­
senmedien, von deren Engagement die Anteilnahme der 
breiten Öffentlichkeit an Strafrechtsproblemen abhängt, 
und schließlich als besonders gewichtige Gruppe die zahl­
reichen Mitglieder der staatlichen Institutionen sozialer 
Kontrolle wie Staatsanwälte, Richter, höhere Beamte der 
Justizverwaltung, des Jugendschutzes, Strafvollzugs u. a„ 
die verständlicherweise ein unmittelbares Interesse an der 
Ausgestaltung der Strafrechtsnormen haben und dieses 
aufgrund ihrer relativen Nähe zu den Entwurfsinstanzen 
auch ziemlich mühelos zur Geltung bringen können.

Man wird bei der Lektüre der einzelnen Untersuchungen 
immer wieder an die Ausführungen von H. Popitz über die 
strategische Schlüsselbedeutung der „Klientel“, des „Stabes“, 
der „Teilhaber“ an der Macht erinnert, jener Gruppen, die 
im Prozeß der Machtstaffelung eine Zwischenposition zwi­
schen der kleinen Schicht der eigentlich Führenden und 
den Beherrschten einnehmen. Diese in der oberen Mitte 
angesiedelten Gruppen sind die eigentlichen Verwalter der 
Macht. Sie unterwerfen mit dem ihnen zur Verfügung ste­
henden Regulierungs- und Sanktionspotential die breite 
Masse der Bürger dem staatlichen Disziplinierungsanspruch ,. 
und sie sind unter Umständen sogar dazu imstande, den 
gesellschaftlich-wirtschaftlichen Führungskräften selbst Zu­
geständnisse abzuringen. 26

Darin liegt die Besonderheit des Politikfeldes Strafrecht. 
Eigentlich erwartet man, daß die politischen und gesell­
schaftlichen Führungseliten generelle Sanktionsdirektiven 
festlegen, die dann in den Maßnahmen und Einzelentschei­
dungen des Durchführungsstabes ihre Konkretisierung fin­
den. Wenn es dem letzteren gelungen ist, sein ursprüngli­
ches Arbeitsfeld in den Bereich der Normsetzung hinein 
auszudehnen, so ist dies, wie E, Blankenburg, H. Treiber 
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und andere plausibel dargelegt haben, nicht zuletzt dadurch 
bedingt, daß sich der Prozeß der Strafrechtsnormierung in 
einem Schonraum im Windschatten der großen politischen 
Auseinandersetzungen vollzieht. Die ansonsten massiv auf­
tretenden Interessengruppen intervenieren hier nur aus­
nahmsweise; auch die Öffentlichkeit nimmt nur gelegent­
lich, bei der Behandlung von Strafnormen mit symbolischer 
Bedeutung wie die Abtreibungsparagraphen oder die Ter­
roristengesetze, intensiver an der Diskussion über Strafrechts­
probleme teil. So bleibt denn der entscheidende Einfluß 
auf die Normierung neuer bzw. die Revision alter Straftat­
bestände dem Durchführungsstab vorbehalten, primär Ange­
hörigen der juristischen Profession, was einerseits eine ge­
wisse Rationalität der Argumentation erklärt, andererseits 
aber die Hauptursache für die Ablehnung weitreichender 
Reformen, das Festhalten am Status quo, bildet.27

Konflikte über Inhalt und Fassung von Strafrechtsnormen 
werden, wie Berk u. a. resümierend feststellen, vorwiegend 
zwischen diesen, im engeren Bereich staatlicher Normpro­
grammierung und -Überwachung operierenden Organisatio­
nen und Gruppen ausgetragen: 28 zwischen Gerichten und 
der Polizei, Polizei und Staatsanwaltschaft, Staatsanwalt­
schaft und Justizverwaltung usw. Auch Spannungen inner­
halb der einen oder anderen dieser Gruppen sind nicht 
selten, ein Sachverhalt, der bisher in der Forschung kaum 
Beachtung fand. So können etwa die höheren Ränge der 
Polizei zu einer grundsätzlich anderen Bewertung eines Ge­
setzesvorhabens kommen als die niederen, Landespolizeien 
können anders optieren als die Bundespolizei. Zuweilen 
dient ein Strafgesetz auch ehrgeizigen Einzelpersonen dazu, 
um sich (etwa durch eine ausgefallene, im Widerspruch 
zum vorherrschenden Meinungstrend stehende Stellung­
nahme) nach außen hin zu profilieren oder innerhalb einer 
Organisation eine Führungsposition zu erringen. Das Bild, 
das sich aus diesen Auseinandersetzungen ergibt, weicht 
jedenfalls ziemlich stark von den Vorstellungen beispiels­
weise eines R. Quinney ab, wonach der Politikbereich 
Strafrecht ein Kampffeld ist, auf dem die großen gesell­
schaftlichen Interessengegensätze aufeinanderprallen.29 
Eher scheint der Vergleich mit einem Turnierplatz ange­
bracht, auf dem einige wenige, vorwiegend im engeren Um­
kreis des Staates angesiedelte Organisationen („Professio­
nelle“) einen nach Ziel und Mitteln begrenzten Wettkampf 
um mehr Einflußchancen und Ressourcen austragen.
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3- Mediatisierung von Herrschaft

Die bisherigen Überlegungen lassen es als ziemlich proble­
matisch erscheinen, Strafrechtsnormen als einen unmittel­
baren Niederschlag umfassender gesellschaftlicher und poli­
tischer Machtkämpfe zu betrachten. Verläuft ihre Genese 
auch nicht frei von Spannungen, so handelt es sich doch 
dabei um von der Zahl der Akteure und der Tragweite des 
Dissenses her begrenzte Zwiste. Die von den Strafrechts­
normen Bedrohten, die eigentlichen „Verlierer“, sind jeden­
falls fast nie Konfliktpartei.

Diese Feststellung legt eine weitere Schlußfolgerung nahe. 
Sie deutet darauf hin, daß die entscheidenden Verteidi­
gungskämpfe um Macht und Ressourcen entweder zeitlich 
vor dem Erlaß von Strafrechtsnormen liegen oder außer­
halb des Politikfeldes Strafrecht ausgetragen werden. Das 
Strafrecht trägt dazu bei, die Ergebnisse solcher Kämpfe 
festzuschreiben, eignet sich aber nur bedingt als Mittel, um 
offene Auseinandersetzungen zur Entscheidung zu bringen 
und potente gesellschaftliche und politische Rivalen zu 
entmachten. R. Dahrendorf, der bekanntlich die soziale 
Ungleichheit aus der Existenz von Normen und Sanktio­
nen herleitet, hat diesen Sachverhalt auf folgende Formel 
gebracht: „Die Erklärung der Unterschiede des Ranges aus 
der Notwendigkeit von Sanktionen ist also keine Erklärung 
der Herrschaftsstruktur von Gesellschaften; sie ist vielmehr 
eine Erklärung der Schichtung aus der Sozialstruktur von 
Macht und Herrschaft“. Und gleich darauf noch kürzer: 
„das System der Ungleichheit, das wir soziale Schichtung 
nennen, ist nur eine sekundäre Konsequenz der Herrschafts­
struktur von Gesellschaften“.30

Mit dieser Einsicht, die im übrigen der alten rechtssoziolo­
gischen Erkenntnis entspricht, das Recht — auch das Straf­
recht — könne die wirtschaftliche und politische Entwick­
lung nicht vorantreiben, sondern hinke im allgemeinen hin­
ter ihr her, wird der Blick von der einseitigen Betonung 
des Zwangsmomentes weggelenkt, das im Vordergrund 
steht, solange Strafrechtsnormen primär als Werkzeuge des 
Machtkonflikts und der Interessendurchsetzung begriffen 
werden. Geht man davon aus, der Streit um die Verteilung 
von Macht und Einfluß sei grundsätzlich entschieden — 
was nicht ausschließt, daß ein begrenztes Maß an Spannun­
gen fortbesteht —, so tritt eine andere Funktion des Straf­
rechts stärker hervor: jene, zur Konsolidierung und Legi­
timierung des bestehenden Machtgefüges beizutragen. 3L
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Zu diesem Zweck ist es für die Herrschenden ratsam, den 
Gebrauch von Drohungen und Zwang einzuschränken. 
Denn Druck kann Gegendruck erzeugen,und ein Übermaß 
an Disziplinierungsmaßen bewirkt nicht unbedingt Gefügig­
keit, sondern löst möglicherweise Unruhen und politischen 
Widerstand aus. Auch geraten politische Führungsgruppen 
durch einen repressiven Regierungsstil in einen offenkundi­
gen Widerspruch zu ihrem erklärten Ziel, die allgemeine 
Sicherheit und den Frieden zu garantieren. Aus all diesen 
Gründen sind etablierte politische Eliten im allgemeinen 
bemüht, Gewalt als Kontrollmittel in den Hintergrund tre­
ten zu lassen. Sie verzichten zwar nicht ganz darauf, tarnen 
aber den Zwangsaspekt ihrer Machtausübung so gut wie 
möglich, indem sie ihn in Verfahrensrituale und konsensu- 
ale Prozesse einbinden und sich primär auf organisatorische, 
wirtschaftliche und sonstige Herrschaftsmittel stützen. In 
diesem Kontext der Zurücknahme und Verschleierung des 
Zwangscharakters von Herrschaft ist auch die Genese von 
Strafrechtsnormen zu sehen. Dieser Prozeß wird hier als 
Mediatisierung bezeichnet. Im folgenden soll auf einige 
Züge strafrechtlicher Normen und ihrer Entstehungsweise 
hingewiesen werden, die sich als Mediatisierung von Herr­
schaft interpretieren lassen.

Zunächst ist das relative „Eigengewicht“ des Strafrechts 
als in sich konsistentes System von Kriterien und Vorschrif­
ten hervorzuheben, das willkürlichen — d. h. nur von 
Machtinteressen diktierten — Veränderungen einen gewis­
sen Widerstand entgegensetzt. 32 Wenngleich dieser Wider­
stand nicht überschätzt werden darf — die Rassengesetze 
in der NS-Zeit, aber auch jüngere Beispiele wie die kürz­
lich verabschiedeten Terroristengesetze, beweisen, daß er 
bei starken politischen Pressionen in sich zusammenbricht - 
so ist doch nicht zu übersehen, daß er eine Barriere dar­
stellt, an der kein an der Reform des Strafrechts — in wel­
chem Sinn auch immer — Interessierter ohne weiteres vor­
beikommt. Gerade das deutsche Strafrecht ist in dogmati­
scher Hinsicht besonders ausgefeilt, aber auch relativ ein­
fache Grundsätze wie das Erfordernis des Schuldnachwei­
ses oder das Legalitätsprinzip stellen bereits beachtliche 
Hindernisse für den Versuch dar, das Strafrecht für gesell­
schaftlich-politische Disziplinierungszwecke zu mißbrau­
chen. D. Hay konnte am Beispiel England überzeugend 
nachweisen, wie sehr mit der Rationalisierung und zuneh­
menden Berechenbarkeit des Strafrechts dessen Tauglich­
keit als manipulierbares Herrschaftsinstrument litt
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Kaum mindere Bedeutung als Mechanismus zur Bremsung 
hegemonialer Machtansprüche kommt dem umständlichen 
Verfahren zu, in dem, zumindest in parlamentarischen Demo­
kratien, Strafrechtsnormen zustande kommen. Der Prozeß 
der Programmausarbeitung und Entscheidungsfindung ist 
so langwierig und komplex, daß nur mit Ausdauer und gro­
ßem Geschick intervenierende Akteure eine Chance haben, 
mit ihren Vorstellungen durchzudringen. Andererseits ver­
hindert der Umstand, daß die Programmentwicklung auf 
mehreren Ebenen abläuft, eine Polarisierung der Fronten. 
Bei der Länge der Verhandlungen und der Häufigkeit der 
Entwurfsrevisionen bleibt es nicht aus, daß einzelne Gruppen 
ihren Standpunkt ändern. Zweitrangige Gesichtspunkte kön­
nen zu Selbstzwecken werden, technische Details eine 
Schlüsselbedeutung gewinnen; unter Umständen verschiebt 
sich sogar der ursprüngliche Sinn des Gesetzes. Um es mit 
den Worten von R. A. Berk zu sagen: Strafrechtsausschüsse 
sind dazu imstande, ein Pferd in ein Kamel zu verwandeln.^

Im allgemeinen reicht schon eine begrenzte Zahl von Parteien 
hin, um dem Versuch einseitiger Interessenverankerung im 
Gesetz durch einen der Akteure einen Riegel vorzuschieben. 
Viele Autoren unterstreichen den Aushandlungs- und Kom­
promißcharakter der Entscheidungen, die Strafgesetzen zu­
grundeliegen. So bemerkt W. G. Carson, Strafrechtsnormen 
gingen häufiger aus einem Kompromiß hervor als aus dem 
eindeutigen Sieg einer Partei.35 Und D. Blasius schreibt 
dem Strafrecht für die Mitte des 19. Jahrhunderts sogar 
eine ausgesprochene Integrationsfunktion zu.36 Auch für 
die gegenwärtigen Reformen des Strafrechts in der Bun­
desrepublik sind komplizierte Abstimmungs- und Koordi­
nierungsprozesse kennzeichnend. Dies wird in der Literatur 
allerdings eher kritisch vermerkt (man spricht von „Inkre- 
mentalismus“ und „negativer Koordination“), da darunter 
die Offenheit des Strafrechts gegenüber grundlegenden Er­
neuerungsimpulsen leide. $7

Partialkonflikte und Zwischenlösungen überwiegen nicht 
zuletzt deshalb gegenüber Nullsummenkonflikten und kla­
ren Siegen bzw. Niederlagen bei der Entstehung von Straf­
gesetzen, weil strafrechtliche Bestimmungen einen wesent­
lich differenzierteren, vielschichtigeren Regulierungsmecha­
nismus darstellen, als man bei der allgemein unterstellten 
Eindeutigkeit verbindlicher Verhaltensstandards glauben 
könnte. Einer der Gründe für diese Vielschichtigkeit liegt 
in der verbreiteten Unsicherheit über die Wirksamkeit und 
Durchsetzbarkeit strafrechtlicher Normen. Es gibt ja weder 
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eine einhellige Meinung darüber, welchen Effekt Strafan­
drohungen generell ausüben (ob sie abschrecken oder ab­
stumpfen), noch läßt sich bei einzelnen Rechtsvorschriften 
vorhersagen, inwieweit sie dem ihnen zugedachten Zweck 
tatsächlich gerecht werden. Diese Ungewißheit vermögen 
auch die diversen Organisationen des Überwachungsstabes, 
die an der Gesetzesprogrammierung zentral beteiligt sind, 
nur partiell auszuräumen. Ihr Kriterium des voraussichtlich 
„Machbaren“ erweitert zwar das Spektrum der verfügbaren 
Informationen und zu berücksichtigenden Gesichtspunkte, 
präjudiziert indes nicht unbedingt eine bestimmte Lösung. 
Diese bleibt vielmehr häufig „politischen“ Abmachungen 
unter den Beteiligten vorbehalten.

Ein gutes Beispiel für eine solche Abmachung, die einen Interessen­
konflikt auf eine für beide Seiten zufriedenstellende Weise löst, brin­
gen J. F. Galliher u. a. $$ Anlaß ihrer Untersuchung war der erstaun­
liche Umstand, daß im konservativen Staat Nebraska die Strafandro­
hung für Verstöße gegen das Marihuana-Gesetz herabgesetzt wurde. 
Sie fanden heraus, daß das Gesetz primär den Wünschen der Mittel­
schicht entsprach, die damit eine Straferleichterung für ihre in erster 
Linie betroffenen Kinder erreichte. Die konservativen Gruppen ver­
weigerten ihre Zustimmung deshalb nicht, weil sie aufgrund der mil­
deren Strafandrohung mit einer höheren Verurteilungsquote rechne­
ten.

Ähnlich berichtet V. Aubert in seiner Untersuchung über das nor­
wegische Haushaltsgesetz, die progressiven, für die Hausangestellten 
eintretenden Angeordneten hätten darauf bestanden, das Gesetz 
mit einer besonderen Strafbestimmung zu versehen; dagegen hätten 
die auf der Seite der Hausfrauen stehenden Abgeordneten nichts ein­
gewendet, da die Strafbestimmung offensichtlich unwirksam war und 
mit großer Wahrscheinlichkeit nicht angewendet werden würde.$$ 
Von mächtigen Industriegruppen ist ebenfalls bekannt, daß sie ihre 
Einwände gegen für ihre Interessen nachteilige Gesetze fallen lassen, 
falls garantiert ist, daß die Durchführung „flexibel“ gehandhabt wird.

Kenntnislücken und offene Fragen hinsichtlich der Ursachen 
des zu pönalisierenden Verhaltens und der Auswirkungen 
von Strafen verschaffen auch wissenschaftlichen Experten 
unter Umständen Einflußmöglichkeiten auf Inhalt und Fas­
sung von Strafrechtsnormen. Wissenschaft mit ihrem An­
spruch auf Objektivität und Unparteilichkeit kann somit 
ebenfalls als Mediatisierungsmechanismus wirken, der sich 
der Instrumentalisierung des Strafrechts für Macht- und 
Unterdrückungszwecke bremsend in den Weg stellt. Anderer­
seits eignen sich wissenschaftliche Gutachten gerade wegen 
der eben genannten ihnen zugeschriebenen Eigenschaften 
besonders gut dazu, um partikulären Belangen den An­
schein des Allgemeinnützlichen, schlechthin Verbindlichen 
zu verleihen.
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Diese Gefahr des Mißbrauchs wird gut durch eine Untersuchung von 
D. T. Dickson über das US-Bureau of Narcotics illustriert. Darin be­
richtet er von einem intensiven Propagandafeldzug des Bureaus zur 
Bekämpfung der Rauschgiftabhängigkeit, bei dem ein aus „Wahrheit, 
Spekulation und Erfindung“ gemischtes wissenschaftliches Gutach­
ten über die große Verbreitung und die verheerenden Folgen von 
Rauschgiftkonsum eine zentrale Rolle spielte.^

Unsere Ausführungen sollen nicht den Schluß suggerieren, 
Strafrechtsnormen seien machtneutral oder beschnitten 
stets Herrschaftsambitionen. Es wird hier nicht einer Re­
habilitierung der Konsenstheorie das Wort geredet. Viel­
mehr geht es darum, zwei Einsichten plausibel zu machen: 
Erstens, daß Strafrechtsnormen ein sehr komplexes, schwer 
zu kontrollierendes Machtmedium darstellen. Man könnte 
sie vielleicht mit einem Filter vergleichen, in den bestimmte 
Abhängigkeits- und Machtverteilungsmuster eingespeist wer­
den, die daraus in vermittelter Form, teils gebrochen, teils 
gebündelt, nicht unbedingt weniger effektiv, für die Unter­
legenen aber in jedem Fall schwerer erkennbar und vermut­
lich auch weniger spürbar, wieder hervorgehen. Insofern hat 
Chambliss nicht unrecht, wenn er von einer im einzelnen 
schwer nachweisbaren, jedoch die Rechtsordnung und die 
Perspektive des Rechtsstabes insgesamt prägenden Vorein­
genommenheit des Strafrechts zugunsten der Mächtigen 
spricht. 41

Wenn Strafrechtsnormen aber ein sehr diffiziles, nur mit 
Geschick und Kennerschaft handhabbares Machtinstrument 
sind, dann ist es nicht zu verwundern, daß in ihre Genese 
die gesellschaftlichen und politischen Führungsgruppen 
nur ausnahmsweise unmittelbar intervenieren. Denn dazu 
fehlt ihnen sowohl die Zeit als auch das erforderliche Wis­
sen, zumal zu bedenken ist, daß das Strafrecht in spätin­
dustriellen Gesellschaften keineswegs zu den wichtigsten 
sozialen und politischen Kontrollmitteln zählt. Die Auf­
gabe, dieses Kontrollwerkzeug der laufenden Entwicklung 
anzupassen, wird verständlicherweise nach Möglichkeit dem 
„Stab“ übertragen, und zwar vor allem Angehörigen der 
Exekutive, die aufgrund ihrer alltäglichen Praxis gut mit 
der inneren Logik und den Durchsetzungsmodalitäten von 
Strafrechtsnormen vertraut sind. Hier liegt ein weiterer 
Grund dafür, daß den staatlichen Institutionen, die eigent­
lich nur für die Implementierung strafrechtlicher Normen 
zuständig sein sollten, immer mehr Einfluß auf deren Pro­
grammierung zuwächst.
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4. Zusammenfassung: Erzeugung von Strafrechtsnormen als 
staatliche Machtstrategie

Abschließend sei versucht, die wesentlichen in den voran­
gehenden Abschnitten entwickelten Gedanken nochmals 
in geraffter Form vorzutragen:

1. Das Konfliktmodell ist als Ansatz zur Erfassung der Ent­
stehung von Strafrechtsnormen nur bedingt geeignet. Es 
greift schon deshalb nicht, weil, soweit dem begrenzten 
empirischen Material zu trauen ist, die durch die künftige 
Norm Betroffenen und potentiell Geschädigten praktisch 
nie als Konfliktpartei in Erscheinung treten. Aber auch 
eine unmittelbare Steuerung der Normgenese durch die ge­
sellschaftlichen Führungsgruppen, insbesondere die wirt­
schaftlichen Eliten, ist zumindest in fortgeschrittenen In­
dustriegesellschaften kaum nachweisbar (anderes gilt für 
Gesellschaften im Stadium der Frühindustrialisierung). So­
weit die Erzeugung von Strafrechtsnormen mit Auseinan­
dersetzungen verbunden ist, werden diese in einem begrenz­
ten Kreis vorwiegend der Mittelschicht zuzurechnender 
Gruppen ausgetragen, unter denen den staatlichen Institu­
tionen des Normprogrammierungs- und Überwachungssta­
bes besonderes Gewicht zukommt.

2. Dieser Befund legt es nahe, dem Konfliktmodell ein zwei­
tes, es in seiner Bedeutung relativierendes Erklärungsmo­
dell zur Seite zu stellen: die Produktion von Strafrechts­
normen als Form staatlicher Machtausübung. Für diese 
Sichtweise ist anzuführen, daß die Genese von Strafgeset­
zen stets ein bereits leidlich funktionierendes Herrschafts­
system zur Voraussetzung hat — Strafrechtsnormen be­
gründen nicht Macht, sondern tragen allenfalls zu ihrer 
Konsolidierung bei. Hinzu kommt, daß in parlamentari­
schen Demokratien Strafrechtsnormen, sowohl was ihre 
Struktur als auch was ihre Entstehungsweise anbelangt, ein 
sehr komplexes, sich dem direkten Machtzugriff weitgehend 
entziehendes Einflußmedium darstellen. Nur Experten, die 
sich ständig mit dieser Materie beschäftigen, können sie 
als effektives Kontrollinstrument handhaben; dies sind 
aber wiederum vor allem die Entwurfs- und Überwachungs­
stäbe im engeren staatlichen Herrschaftsbereich.

3. Der bestimmende Einfluß staatlicher Institutionen auf 
die Entstehung von Strafrechtsnormen wird weiter ver­
stärkt durch das relativ geringe Interesse, das die gesell­
schaftlichen und politischen Führungsgruppen in spätindu­
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striellen Gesellschaften am Strafrecht zeigen. Einer der 
zahlreichen Gründe für dieses Desinteresse liegt darin, daß 
die Normen zum Schutz von Besitz und Eigentum, die im 
18. und 19. Jahrhundert eine politisch-strategische Schlüs­
selbedeutung hatten, diese heute im Zeichen des allgemei­
nen Güterüberflusses weitgehend eingebüßt haben. Heute 
gilt die Aufmerksamkeit der wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Führungsschichten mehr den Problemen eines 
kontinuierlichen Wirtschaftswachstums und der eng damit 
zusammenhängenden Motivation des einzelnen zu Leistung 
und Konsum. Um diese relativ komplizierten Prozesse der 
Erzeugung von Leistungsbereitschaft und AnpassungsWillig­
keit zu steuern, ist das Strafrecht mit seinen grobschläch­
tigen Sanktionen aber weder geeignet noch ausreichend. 
Denn unser gegenwärtiges, im wesentlichen aus dem 19. 
Jahrhundert übernommenes Strafgesetzbuch besteht fast 
nur aus Verboten, während die Ansprüche, die heute Staat 
und Gesellschaft an den einzelnen stellen, in vielen Punk­
ten über ein bloßes „Unterlassen“ hinausgehen und auch 
die Pflicht zum Tätigwerden, zum Engagement umfassen. 
Diesen neuen „Geboten“ durch die Androhung staatlicher 
Strafen Nachdruck verleihen, hieße, in die polizeistaatli­
chen Methoden des 18. Jahrhunderts zurückzufallen, eine 
Lösung, die sich politisch schwerlich durchsetzen ließe, wes­
halb heute das Strafrecht als soziopolitisches Kontrollmit­
tel durch andere, subtilere Druckmechanismen wie z. B. 
durch die selektive Zuteilung von Ausbildungs-, Verdienst-, 
und Freizeitchancen verdrängt wird.

Anmerkungen

(1) Der Aufsatz stellt die gekürzte und geringfügig veränderte Fas­
sung eines Referates dar, das auf der Tagung der Sektion „Soziale 
Probleme und soziale Kontrolle“ der Deutschen Gesellschaft für 
Soziologie vom 20.-22.10.1978 in Bremen gehalten wurde. Für die 
dort vorgebrachten Kommentare und kritischen Anmerkungen sei 
den Tagungsteilnehmern an dieser Stelle gedankt.
(2) Von der großen Zahl der Arbeiten, die unter diesen Ansatz ein­
zuordnen sind bzw. sich mit ihm auseinandersetzen, seien drei her­
ausgegriffen, die einen guten Überblick vermitteln: Arbeitskreis 
Junger Kriminologen 1974; Stallberg 1975; Lamnek 1977.
(3) Zu diesem Paradigmawechsel vgl. Chambliss 1969, S. 7 f; Hop­
kins 1975, S. 608 ff. u. Sykes 1974, S. 206 ff.
(4) Zum Konfliktansatz siehe Schumann 1974, den instruktiven 
Aufsatz von W. u. R. Stallberg 1977 und McCaghy 1976. S. 88-107. 
(5) Chambliss 1975, S. 7.
(6) W. u. R. Stallberg 1975, S. 25.
(7) Wie dies W. J. Chambliss in seinem Handbuchartikel von 1974 
tut: „Indeed, what evidence there is suggests that even those laws 
that appear to be contrary to the interests of those who control the 
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economic resources were in fact created to help them increase their 
profits.“ Dabei geht er davon aus, daß Gesetze gegen die Interessen 
der Wirtschaft, deren Durchführung kostenaufwendig ist, von Groß­
unternehmen oft dazu benützt werden, um ihre kleineren Konkur­
renten aus dem Wettbewerb zu drängen. Diese Situation mag tat­
sächlich eintreten. Man wird aber, bevor man Chambliss’ Argumen­
tation akzeptiert, einen sehr sorgfältigen Nachweis dafür fordern 
müssen, daß die Nachteile, die Großunternehmen einer bestimmten 
Branche aus der Konkurrenz durch kleinere Betriebe erwachsen, 
schwerer wiegen als jene, die ihnen durch das neue Gesetz entstehen. 
Siehe dazu auch Carson 1974, S. 72 ff.
(8) Blankenburg u. Treiber 1975, S. 255 f.; allgemein dazu Mayntz 
1977.
(9) Haferkamp u. a. Manusk.
(10) Becker 1973, S. 121 ff.;Dickson 1968; Lindsmith 1969; Galli- 
her u. a. 1974.
(11) Zurcher 1973; Gusfield 1975; Roby 1969.
(12) Hall 1952; Hay 1975; Blasius 1976, insbes. S. 93 u. 103 ff.; 
Vexliard 1956; Chambliss 1969, S. 51-63.
(13) Carson 1970; Gunningham 1974.
(14) Edlinger u. Goessler 1973; Leirer u. a. 1974; Pilgram u. Stei­
nert 1975.
(15) Siehe z. B. V. Aubert 1967.
(16) Leirer u. a. 1974, S. 217; Hassemer, Steinert, Treiber 1978, 
S. 25 ff.; Offe 1971, S.155, 167 ff.
(17) Haferkamp u. Lautmann 1975, S. 247 f^Leirer u. a. 1974, 
S. 128 f.; Treiber 1978, S. 770 f.
(18) Vgl. Carson 1970; Lindsmith 1969; Gunningham 1974; Roby 
1969.
(19) Chambliss 1974, S. 8.
(20) Blasius 1976, S. 93 ff; D. Hay 1975.
(21) Steinert u. Treiber 1978; Rusche u. Kirchheimer 1974.
(22) Hassemer, Steiner u. Treiber 1978, S. 29. Doch selbst wenn es 
potenten Wirtschaftsgruppen gelingt, gegen ein ihre Interessen be­
schneidendes Gesetz erfolgreich zu opponieren, so ist damit noch 
nichts bewiesen. Denn es ist eine Sache, den Erlaß eines den eigenen 
Interessen schädlichen Gesetzes zu verhindern, und eine ganz andere, 
ein Gesetz durchzudrücken, das die eigene Machtposition auf Kosten 
anderer Gruppen erweitert und konsolidiert.
(23) Berk u. a. 1977, S. 289, 293 f.
(24) Vgl. dazu bereits Schumann 1974, S. 77.
(25) Becker 1973, S. 133 ff; Steinert 1976, S. 353 f.
(26) Popitz 1969, S. 23 ff,;29 f.; siehe auch Weber 1972, S. 545: 
.Jede Herrschaft äußert sich und funktioniert als Verwaltung.“ 
(27) Zusammenfassend dazu Hassemer, Steinert u. Treiber 1978, S.29. 
(28) Berk u. a. 1977, S. 285-287.
(29) Quinney 1975.
(30) Dahrendorf 1966, S. 31, S. 32, 33.
(31) Zum folgenden Popitz 1969, S. 31 ff.;Rock 1973, S. 144 ff.; 
Waldmann 1977, S. 82 ff., 101 ff; vgl. auch den immer wieder zitier­
ten Satz von M. Lenski 1973, S. 80: „Obwohl Gewalt das wirksam­
ste Mittel ist, um in einer Gesellschaft an die Macht zu kommen, 
und obwohl sie die Grundlage jedes Systems von Ungleichheit bleibt, 
ist sie keineswegs das wirksamste Mittel zur Erhaltung und Nutzung 
einer Machtposition und zur Erreichung des größtmöglichen Gewinns 
daraus.“
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(32) Rock 1973, S. 154 f,; Parsons 1967, S. 122 ff.
(33) Hay 1975, S. 56-58.
(34) Berk u. a. 1977, S. 276.
(35) Carson 1974, S. 73 u. 81.
(36) Blasius 1976, S. 134.
(37) Treiber 1976, S. 767; s.a. Müller-Emmert 1974 (die Strafrechts­
reform aus der Sicht eines Abgeordneten).
(38) Galliher u. a. 1974.
(39) Aubert 1967, S. 302.
(40) Dickson 1968, S. 150; s.a. Sutherland 1950, S. 145 f.,wo der 
Einfluß der Psychiater als Interessengruppe und pseudowissenschaft­
licher Argumente auf die Gesetze zur Behandlung sexueller Psycho­
pathen dargestellt wird.
(41) Chambliss 1974, S. 21; s. a. Rock 1973, S. 142: „Something 
of this systematic bias in favour of the powerful appears in most 
areas of rule-making and rule-breaking. After all, if power is defined 
by a capacity to make and apply effective rules, such a bias is axio- 
matically built into social structure.“
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Summary

This article is dealing with different theories or models on the origins 
of penal laws stemming from sociology of law or sociology of crime. 
It begins with the so-called “consensus model” of society that is 
commonly attacked by the so-called “conflict model” regarding law- 
making as a power game between opposing societal groups or as a 
function of the wealthies’ interest. Since the autor considers the 
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conflict model as lacking sufficient explanatory power he tries to 
develop an alternative or supplementary model. This model concen- 
trates on the process of penal law norms’ production through parti- 
cular forms of execution of state power and authority.
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